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Europas Bürgerinnen und Bürger überhäufen die Institu-
tionen der Europäischen Union mit Briefen und E-Mails
zum Tierschutz, an einschlägigen Meinungsstudien
nehmen sie rege teil und sprechen sich stets mit über-
wältigender Mehrheit für bessere Tierschutzbestim-
mungen aus. Offizielle EU-Erhebungen zum Tierschutz
in der europäischen Landwirtschaft haben ergeben,
dass mehr als 70 Prozent der Befragten eine tierschutz-
gerechte Haltung fordern (1). Die Mehrheit der Europä-
er spricht sich darüber hinaus für eine klare Tierschutz-
kennzeichnung aus und ist zudem bereit, einen höheren
Preis für tierschutzgerechte Erzeugnisse zu zahlen (2).
In einer Studie der EU-Kommission haben sich erst
jüngst auch 80 Prozent der Befragten gegen das Klonen
von Tieren zur Lebensmittelerzeugung ausgesprochen;
58 Prozent begründeten dies explizit mit Verweis auf den
Tierschutz. Für die meisten Befragten (86 Prozent) lag
zudem auf der Hand, dass von einer Zulassung des Klo-
nens letztlich nur die Industrie profitiert (3). Der Tier-
schutz ist den Europäern ein wichtiges Anliegen.

„Tierschutzregelungen“ der EU

Die EU erlässt seit mehr als 30 Jahren tierschutzrelevan-
te Regelungen, vor allem zum Umgang mit Tieren in der

Landwirtschaft (Haltung, Transport und Schlachtung),
aber auch zu Tierversuchen, zur Einfuhr von Wildtieren
oder zu tierischen Produkten. Seit Januar 2009 ist zum
Beispiel die Einfuhr von Hunde- und Katzenfellen nach
Europa verboten.Der Handel mit Robbenprodukten ist ab
2010 untersagt (4).Ausnahmen gelten für Robbenerzeug-
nisse, die aus der traditionellen Jagd der Inuit stammen.

Untätigkeit in Sachen Tierschutz kann man der EU
und ihren Institutionen vorderhand nicht vorwerfen.
Dennoch wurden und werden in Umfang und Inhalt
nur wenige Entscheidungen und Regelungen getroffen,
die den Namen „Tierschutz“ tatsächlich verdienen. Da-
zu nur einige Schlaglichter aus dem Bereich der Land-
wirtschaft:

Lücken im Artenspektrum
Zwar hat die EU neben einer allgemeinen Richtlinie für
den Schutz landwirtschaftlich genutzter Tiere auch spe-
zielle Richtlinien über Mindestanforderungen zur Hal-
tung von Schweinen, Kälbern, Legehennen und Mast-
hühnern erlassen.Spezielle Vorschriften für die Haltung
von Rindern, Milchkühen, Puten und anderen landwirt-
schaftlich genutzten Tieren aber fehlen.

Auch hinsichtlich der Haltung von Mastkaninchen
bleibt die EU untätig. Ebenso übrigens die Bundesregie-
rung. Lediglich der Europarat, dem neben den EU-Staa-

Ziel- und richtungslos
Die Europäische Union und der Tierschutz in der Landwirtschaft

von Wolfgang Apel

Tierschutz ist den Bürgerinnen und Bürgern Europas ein wichtiges Anliegen. Die Institutionen der
Europäischen Union greifen dieses Anliegen zwar auf und erlassen Regelungen zum Umgang mit
Tieren, insbesondere in der Landwirtschaft. Tierschutzregelungen und -entscheidungen, die diesen
Namen auch verdienen, kommen dabei aber kaum zustande, wie der vorliegende Beitrag an ver-
schiedenen Beispielen aufzeigt. Das liegt unter anderem daran, dass der Tierschutz bislang kein
definiertes politisches Ziel der Europäischen Union mit klaren vertraglich geregelten Pflichten und
Aufgaben ist. Daher gilt es aus Sicht des Tierschutzes, sich zunächst dafür einzusetzen, dass die 
EU-Einzelgesetzgebung unter den jetzigen Rahmenbedingungen möglichst optimal zugunsten der 
Tiere gestaltet wird. Darüber hinaus ist es jedoch erforderlich, den Tierschutz mittelfristig als gleich-
wertig neben den übrigen Politikfeldern in den Unionsverträgen zu verankern. Bis dahin dürfen
auf keinen Fall niedrige EU-Vorgaben dazu genutzt werden, national erreichte Tierschutzstandards
wieder abzubauen – wie in Deutschland bei der Legehennenhaltung geschehen.



Der kritische Agrarbericht 2010

216

ten auch europäische Nicht-EU-Staaten angehören, hat
die Mastkaninchenhaltung aufgegriffen. Ein Vertrags-
abschluss wird aber seit Jahren verschleppt und die Ent-
würfe (mittlerweile liegt die 16. Fassung vor) werden
zunehmend zu Ungunsten des Tierschutzes verwässert.
Ob Kaninchen überhaupt unter wirtschaftlichen Bedin-
gungen tiergerecht gehalten werden können, ist sehr zu
bezweifeln. In jedem Falle wären die Einzelhaltung und
die Haltung in Käfigen mit Drahtböden dringend zu un-
terbinden (5).

Niedrige Standards
Wie der Begriff „Mindestanforderungen“ bereits aus-
sagt, handelt es sich bei den Tierhaltungsvorschriften
der EU lediglich um Minimalvorschriften, die weniger
auf einen umfassenden und effektiven Schutz der Tiere
abzielen als vielmehr darauf, die Startbedingungen für
den Handel bzw. wirtschaftlichen Wettbewerb im Bin-
nenmarkt anzugleichen. Exemplarisch hierfür sind die
Regelungen zu den sogenannten Schlachttiertranspor-
ten und zur Haltung von Legehennen. Auch die jüngste
Änderung der EU-Schlachtverordnung verharrt auf
niedrigem Niveau.

Im Transportbereich wurden zwar die Anforderun-
gen an die Ausstattung der Fahrzeuge erhöht und es
wurden Pausen- und Versorgungspläne für Tiertrans-
porte eingeführt,die länger als acht Stunden dauern.Das
eigentliche Erfordernis aber, die Beladungsdichten dra-
matisch zu verringern und die gesamte Transportdauer
ausnahmslos unter acht Stunden zu halten, ist auf EU-
Ebene bislang nicht umzusetzen. Nach wie vor können
die Tiere über mehrere Tage transportiert werden (6).

2009 hat die EU-Kommission erneut einen Entwurf
zur Änderung der Tiertransportverordnung vorgelegt.
Für den Transport von „Schlachttieren“ ist nunmehr
zwar eine Begrenzung der Gesamtfahrzeit auf maximal
neun Stunden vorgesehen. Es deutet sich jedoch schon
jetzt an, dass die Vorgabe infolge schwammiger Defini-
tionen und Ausnahmeregelungen in der Praxis komplett
unterlaufen werden könnte. Die Fahrtzeitregelungen für
alle anderen Tiere sollen mit einem Zyklus von 20 Stun-
den Fahrt und neun Stunden Pause an die Lenkzeiten
der Fahrer angepasst werden.

Bei der Haltung von Legehennen hat die EU zwar das
Ende der konventionellen Käfighaltung verkündet. Tat-
sächlich sollen die Käfige aber nicht abgeschafft,sondern
ab 2012 lediglich durch sogenannte ausgestaltete Käfige
mit Nest, Sitzstangen und Sandbademöglichkeit ersetzt
werden (7). Das Grundproblem besteht weiter: Die Hen-
nen blieben in engen Drahtgittergeflechten zusammen-
gepfercht mit denselben Folgen für die physische und
psychische Tiergesundheit wie in der derzeitigen Haltung
(8). Selbst der kleine Schritt vom konventionellen zum
ausgestalteten Käfig war unter den Vorbehalt ökonomi-

scher Machbarkeitsstudien gestellt worden. Im Februar
2008 kam die Kommission immerhin zu dem Schluss,
dass die Maßnahme umgesetzt werden könne, „weil die
Kosten für die Umstellung auf ausgestaltete Käfige weni-
ger als einen Cent pro Ei betragen könnten.“ 

Zugleich stellt die Kommission fest: Die Tatsache,
dass Erzeuger innerhalb der EU strengere Normen im
Bereich der Tierhaltung einhalten müssen als sie in
Drittländern üblich sind, könnte ein Verkaufsargument
sein (9). Letzteres ist zweifellos richtig, nur müssten da-
für tatsächlich strengere, wirklich tierschutzgerechte
Regelungen eingeführt werden.

Im Juni 2009 hat der Ministerrat eine Neufassung
der EU-Schlachtverordnung aus dem Jahr 1993 ange-
nommen (10). Sie soll 2013 in Kraft treten. Das zum
Schutz der Tiere dringend erforderliche Verbot des Ak-
kordschlachtens ist darin ebenso wenig enthalten wie
Maßnahmen gegen das Schächten.Positiv ist grundsätz-
lich zu bewerten, dass es in den Betrieben Tierschutzbe-
auftragte geben soll und dass Sachkunde eingefordert
wird. Es gibt allerdings Ausnahmen für Kleinbetriebe,
und die Tierschutzbeauftragten sind abhängige Ange-
stellte des jeweiligen Betriebes. In der Verordnung ent-
haltene Vorschriften zur Betäubung und Tötung der
Tiere sind zu vage und ungenau als dass sie eine angst-
und schmerzfreie Tötung der Tiere sicherstellen könn-
ten. Vorschriften zur Tötung/Schlachtung von Fischen
und Krustentiere fehlen nach wie vor völlig. Insgesamt
bleibt die neue EU-Verordnung deutlich hinter der aktu-
ell geltenden deutschen Schlachtverordnung zurück. Im
Extremfall drohen nun sogar Rückschritte im Tierschutz
auf nationaler Ebene.

Rückschritte
Die Mitgliedstaaten können zwar auf nationaler Ebene
häufig über die EU-Mindestvorgaben hinausgehen,doch
von dieser Möglichkeit wird zu wenig Gebrauch gemacht.
Das gilt auch für Deutschland.Ein Anlauf der rot-grünen
Bundesregierung bzw. der damaligen Bundesministerin
Renate Künast, mit der Käfighaltung von Legehennen
tatsächlich Schluss zu machen, wurde von der schwarz-
roten Bundesregierung 2006 im Verbund mit dem Bun-
desrat wieder zunichte gemacht (11). Auch in Deutsch-
land können Legehennen demnach weiterhin in Käfigen
gehalten werden,die hierzulande als „Kleingruppenkäfi-
ge“ bezeichnet werden. Insgesamt folgte die schwarz-
rote Bundesregierung der Prämisse,die EU-Mindestvor-
gaben „eins zu eins“ in nationales Recht umzusetzen.

Wie auch die jüngsten Regelungen zur Masthühner-
haltung zeigen,können niedrige EU-Vorgaben unter die-
ser Prämisse leicht genutzt werden, um national erreich-
te Tierschutzstandards wieder abzubauen: Eine im Juni
2007 von der EU verabschiedete Richtlinie (12) bleibt in
wesentlichen Punkten, zum Beispiel der Besatzdichte,
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hinter den an sich schon unzureichenden „Eckwerten für
eine freiwillige Vereinbarung zur Haltung von Masthüh-
nern und Puten“ zurück, die 1999 zwischen Bundesmi-
nisterium und Geflügelwirtschaft ausgehandelt wurde.
Obwohl es leicht möglich gewesen wäre, die etwas besse-
ren (= geringeren) Besatzdichten aus den deutschen
„Eckwerten“ zu übernehmen, haben sich Bundesregie-
rung und Bundesrat auf die Übernahme der EU-Werte
verständigt. Konkret gilt bei einem Schlachtgewicht ab
1.600 Gramm nun eine Besatzdichte bis 39 Kilogramm
pro Quadratmeter. Den Bundeseinheitlichen Eckwerten
zufolge wäre eine maximale Besatzdichte von 35 Kilo-
gramm je Quadratmeter erlaubt. (Siehe dazu auch den
Beitrag von Inke Drossé in diesem Kapitel.)

Materielle Regelungslücken und Inkonsistenzen
Die Regelungen zur Masthühnerhaltung belegen zu-
gleich, mit welcher Nachlässigkeit wichtige Teilbereiche
im Umgang mit Tieren auf EU-Ebene ausgeklammert
werden.Das gilt vor allem für die Zucht.Obwohl wissen-
schaftlich belegt und allgemein anerkannt ist, dass die
Selektion schnellwüchsiger Rassen gerade bei Mastge-
flügel zu erheblichen Tierschutzproblemen führt, waren
Kommission und Ministerrat nicht dazu zu bewegen,
auch die Zucht dieser Tiere zu regeln. Bis 2010 soll die
EU-Kommission nun immerhin einen Bericht über ge-
netische Parameter vorlegen. Spätestens dann sollten
auch die Konsequenzen gezogen werden, die Richtlinie
entsprechend zu erweitern und auch in anderen Belan-
gen nachzubessern. Tierbezogene Standards für eine
artgerechte Zucht und die Vermeidung von Qualzucht
sind unerlässlich und müssen auf EU-Ebene – aber auch
national, wo die Problemlage vergleichbar ist – künftig
generell in die Regelwerke mit einfließen.

Kaum nachvollziehbar ist beispielsweise auch, wa-
rum die EU beschlossen hat, dass nur auf Ökobetrieben
ab 2012 keine betäubungslose Ferkelkastration mehr
stattfinden darf (13), während für die konventionelle
Schweinemast bislang keinerlei Einschränklungen vor-
gesehen sind (14). Maßnahmen zur betäubungslosen
Kastration sind verfügbar und erprobt. Sie müssen hier
wie dort eingesetzt werden – und zwar sofort, nicht erst
ab 2012. In der Schweiz ist die betäubungslose Kastrati-
on bereits gesetzlich verboten. In den Niederlanden hat
sich der Handel selbst dazu verpflichtet,kein Fleisch von
Schweinen,die als Ferkel ohne Betäubung kastriert wur-
den, zu verkaufen (15).

Vollzugsdefizite
Umsetzung und Vollzug geltender EU-Vorschriften fallen
in den Mitgliedstaaten der Union sehr unterschiedlich
aus. Vor allem die Kontrolltätigkeit von Mitgliedstaaten
ist bisweilen ebenso lückenhaft wie die Kontrolltätigkeit
der EU-Kommission selbst. Pro Jahr führt die EU-Vete-

rinärbehörde nur etwa zehn (!) Tierschutz-Inspektionen
in den Mitgliedstaaten durch (16). Diese Nachlässigkeit
geht ganz massiv zulasten der Tiere. Die EU-Kommissi-
on muss ihre eigene Kontrolltätigkeit verstärken und
dafür Sorge tragen, dass auch alle Mitgliedstaaten ihre
Kontrollpflicht – nachprüfbar – erfüllen.

Internationale Verwicklungen
Die hauseigenen Lücken und Inkonsistenzen im Tier-
schutz bringen die EU auch international in die Bre-
douille, etwa im Rahmen der GATT/WTO-Verhandlun-
gen. In Schwellen- und Entwicklungsländern werden
Legehennen oder Mastgeflügel zunehmend in beson-
ders grausamen Massenanlagen gehalten, während bei-
spielsweise Rinder extensiv und vergleichsweise tierge-
recht gehalten werden. Solange die EU sich weigert, für
alle landwirtschaftlich genutzten Tierarten hohe Tier-
schutzstandards zu erlassen, wird man nicht darlegen
können, warum einerseits für Geflügelfleisch oder Flüs-
sigei eine diskriminierende Kennzeichnung eingeführt
werden soll, um den Handel mit diesen tierquälerischen
Erzeugnissen aus Drittstaaten einzuschränken (17),
man aber andererseits an Einfuhrbeschränkungen bei
(tiergerecht erzeugtem) Rindfleisch festhält.

Zusammengefasst: Die EU betreibt en gros eine äu-
ßerst laue Tierschutzpolitik des Einerseits–Andererseits,
die wie im Falle der Mastgeflügel sogar dazu führen
kann,dass national erreichte Tierschutzstandards unter-
schritten werden. Dem Tierschutzwillen ihrer Bevölke-
rungsmehrheit wird die EU damit nicht gerecht.

Strukturelle Gründe des Scheiterns …

Die Gründe für die zweifelhafte EU-Tierschutzpolitik
sind vielfältig. Ein Grund ist sicher, dass das Tierschutz-
empfinden nicht in allen Mitgliedstaaten – oder besser:
nicht bei allen Regierungen der Mitgliedstaaten – glei-
chermaßen ausgeprägt ist. Vor allem aus den süd- und
osteuropäischen Mitgliedstaaten erfahren weitergehen-
de Tierschutzbestrebungen immer wieder Gegenwind.
Der eigentliche, strukturelle Grund, warum es mit dem
Tierschutz in der EU nicht recht vorangeht, liegt aber da-
rin, dass der Tierschutz kein definiertes EU-Ziel ist und
es anders als etwa in den Bereichen Agrarpolitik, Bin-
nenmarkt oder Forschung auch keinen Vertragsartikel
gibt, der den EU-Institutionen Aufgaben und Befugnis-
se im Tierschutz zuweist.

Das Amsterdamer Tierschutzprotokoll besagt ledig-
lich, dass bei der Verwirklichung anderer (!) EU-Politi-
ken auch der Tierschutz angemessen berücksichtigt
werden müsse. Weder der Ministerrat noch die Kom-
mission oder das Parlament sind demnach formal
befugt, „nur“ aufgrund von Tierschutzüberlegungen
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Bestimmungen zum besseren Schutz der Tiere zu erlas-
sen. Wer etwas für den Tierschutz tun will, muss sich
dafür einen Anknüpfungspunkt in einem der anderen,
zulässigen Politikbereiche der EU suchen und den Tier-
schutz dort „einschmuggeln“. Im Bereich der landwirt-
schaftlichen Tierhaltung werden tierschutzbezogene
Regelungen insbesondere auf Basis von Artikel 37 des
EG-Vertrages zur Verwirklichung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) erlassen, sprich: zur Steigerung der
Produktivität und Rationalisierung der Landwirt-
schaft. Entsprechend limitiert sind von vornherein die
Möglichkeiten, echte Tierschutzbestimmungen durch-
zusetzen.

… und die Rolle des EU-Parlaments

Während für zwei Drittel aller Gesetzgebungsverfahren
in der EU das Mitentscheidungsverfahren gilt, bei dem
Parlament und Ministerrat gleichberechtigt sind und je-
weils in zwei Lesungen Änderungen an einem von der
Kommission vorgeschlagenen Gesetzestext einbringen
und das Verfahren gegebenenfalls auch stoppen kön-
nen, ist dies bei der Ausgestaltung der GAP nicht der
Fall. Das Parlament wird hier lediglich angehört. Dies
gilt zumindest bis zum Inkrafttreten des Vertrages von
Lissabon,das heißt,bis ihn alle 27 Mitgliedsstaaten nach
ihren verfassungsmäßigen Vorgaben ratifiziert haben
(18).Anschließend werden dem Parlament auch bei der
GAP mehr Mitsprachemöglichkeiten eingeräumt.

Die bis dato abgeschwächte Beteiligung der gewähl-
ten Abgeordneten ist ein Nachteil, denn nicht selten
macht sich das Europaparlament gerade im Bereich der
Landwirtschaft zum Sprachrohr der tierschutzinteres-
sierten Bürgerinnen und Bürger. So hatte sich das Par-
lament schon frühzeitig gegen die Subventionen für die
Ausfuhr lebender „Schlachttiere“ ausgesprochen, die
von der EU-Kommission im Jahr 2006 dann schließlich
auch eingestellt werden mussten. Maßgeblich dafür
waren auch verschiedene Dokumentationen des Deut-
schen Tierschutzbundes, mit denen belegt wurde, dass
Tierschutzauflagen, die an die Vergabe solcher Subven-
tionen geknüpft waren,nicht eingehalten wurden.Gegen
die Käfighaltung von Leghennen hat sich das Parlament
ebenfalls wiederholt ausgesprochen.Nach Einschätzung
einiger Agrarpolitiker äußert sich das Parlament auch
deshalb so oft und so eindeutig zugunsten des Tier-
schutzes, weil die Abgeordneten in Brüssel und Straß-
burg relativ unbehelligt von der Lobby der Agrarindus-
trie bzw. der Tiernutzer arbeiten können. In nationalen
Parlamenten seien solche Voten kaum denkbar (19).

Nicht nur aus Gründen des Tierschutzes, sondern
schlicht zur Einlösung demokratischer Erfordernisse
wäre es wünschenswert, dass das Europaparlament in

allen Belangen des Tierschutzes volles Mitspracherecht
hat. Dass dies allerdings nicht zwangsläufig zu einem
Mehr an Tierschutz in der EU führen muss, zeigen die
Beispiele der Novel-Food-Verordnung, in der das Klo-
nen von Tieren zur Lebensmittelerzeugung geregelt ist,
sowie die EU-Versuchstier-Richtlinie.Anders als im Be-
reich der GAP hat das Parlament bei diesen Regelwerken
schon jetzt volles Mitspracherecht (gemäß Artikel 95 des
EG-Vertrags, Verfahren zur Harmonisierung/Rechts-
angleichung).

Ende Juni 2009 haben sich die Agrarminister der
Europäischen Union darauf verständigt,das Klonen von
Tieren zur Lebensmittelerzeugung nicht zu verbieten
und die Zulassung der Klon-Lebensmittel im Rahmen
der Novel-Food-Verordnung zu regeln (20). In einer Zu-
satzerklärung wird eingeräumt, dass beim Tierklonen
noch erheblicher Forschungsbedarf bestehe und in der
Novel-Food-Verordnung zahlreiche Kriterien wie Tier-
schutz und Ethik nur unzureichend berücksichtigt wer-
den könnten. Die EU-Kommission solle deshalb weiter
prüfen und einen separaten Regelungsvorschlag vor-
legen, der alle Aspekte des Tierklonens berücksichtigt
(21). Die Eingliederung in die Novel-Food-Verordnung
würde dann hinfällig.

Zuvor hatte sich das Europaparlament mehrfach ge-
gen das Klonen von Tieren in der Landwirtschaft aus-
gesprochen (22) und schon bei der ersten Lesung der
Novel-Food-Verordnung die Herausnahme des Tierklo-
nens gefordert (23). In zweiter Lesung kann das Parla-
ment die Klonregelung zwar erneut ablehnen. Es ist je-
doch zu befürchten, dass das Parlament dem Vorschlag
des Rates mehrheitlich zustimmen könnte, um die Neu-
fassung der Novel-Food-Verordnung nicht insgesamt 
zu gefährden – sicher auch im Vertrauen darauf, dass 
die Kommission bis auf weiteres keine Klonanträge zu-
lassen wird.

Dies wäre absurd. Zum einen, weil damit der zwei-
te Schritt (rechtliche Zulassung) vor dem ersten (um-
fassende Prüfung und sachgerechter Regelungsvor-
schlag) getan würde. Zum andern aber auch deshalb,
weil das Klonen schon aufgrund der Tierschutzproble-
me, die es verursacht und die von niemandem bestrit-
ten werden (24), in der EU eigentlich gar nicht zulas-
sungsfähig ist. Der Grund: Das Klonen verstößt eindeu-
tig gegen die Richtlinie 98/58/EG über den Schutz
landwirtschaftlicher Nutztiere. Wörtlich heißt es dort:
„Natürliche oder künstliche Zuchtmethoden, die den
Tieren Leiden oder Schäden zufügen oder zufügen kön-
nen, dürfen nicht angewendet werden“ (Artikel 4 in
Verbindung mit Anhang Nr. 20). Mit diesem Argument
hatte auch das Europaparlament seine Ablehnung des
Klonens begründet – nur leider hat es sich damit trotz
des Mitentscheidungsrechtes bislang nicht durchsetzen
können oder wollen.



Nur wenige Wochen vor der Novel-Food-Entschei-
dung des Agrarministerrates waren es die Europapar-
lamentarier selbst, die gegen den Tierschutz Front ge-
macht haben. In einer Abstimmung am 5. Mai 2009
sorgten sie mehrheitlich für gravierende Verschlech-
terungen gegenüber dem Kommissionsentwurf zur
Neufassung der Versuchstierrichtlinie (25). Abgelehnt
wurden unter anderem ein Verbot für besonders
schmerzhafte Tierversuche und eine bessere Prüfung
von Tierversuchsanträgen. Mitentscheidend für das
tierschutzfeindliche Abstimmungsverhalten war ohne
Zweifel der massive Druck, der seitens der Pharma-
industrie auf die Abgeordneten ausgeübt wurde. Dies ist
mithin nicht nur ein Beispiel dafür, dass das Mitent-
scheidungsrecht des Parlaments nicht automatisch zu
besseren Tierschutzbestimmungen führt, sondern auch
dafür, wie sich das Blatt gegen den Tierschutz wenden
kann, wenn die Abgeordneten nicht mehr so frei ent-
scheiden wie dies in manchen Bereichen bislang der
Fall ist.

Der EU-Tierschutzaktionsplan 

Die Beratungen zum Klonen und zu Tierversuchen zei-
gen zugleich, wie Ministerrat, Kommission und Par-
lament sich beim Thema Tierschutz wechselseitig aus-
bremsen. Immer wenn eine EU-Institution auf Tier-
schutzkurs ist,opponiert eine andere.Auch dies verweist
noch einmal auf das Manko, dass es keinen Vertrags-
artikel zum Tierschutz gibt, der Aufgaben, Ziele und
Instrumente klar vorgibt und eine echte, konsistente
Tierschutzpolitik ermöglichen bzw. erzwingen könnte.

Die EU-Kommission ist der langjährigen Forderung
der Tierschutzverbände nach einer eigenständigen Tier-
schutzpolitik insofern entgegengekommen, als sie im 
Januar 2006 den EU-Tierschutzaktionsplan für die Jah-
re 2006 bis 2010 (AWAP) vorgelegt hat (26). Der Akti-
onsplan beinhaltet verschiedene Aspekte wie die Fort-
schreibung der Tierhaltungsbestimmungen und die
Verbesserung der EU-weiten Kontrolle landwirtschaftli-
cher Betriebe,aber auch die Förderung von Alternativen
zu Tierversuchen und die Anerkennung tierversuchs-
freier Methoden in der Arzneimittelforschung.

Zur Umsetzung der angegebenen Ziele schlägt die
EU-Kommission verschiedene Methoden vor: rechtliche
Regelungen, Einbindung von neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen, verstärkte Kommunikation und
Ausbildung, marktbegünstigende Maßnahmen für Pro-
dukte aus artgerechter Haltung sowie die finanzielle
Unterstützung von Landwirten im Rahmen der gemein-
samen Agrarpolitik.Vor allem will die EU-Kommission
eine bessere Zusammenarbeit zwischen den verschiede-
nen Generaldirektionen erreichen (Landwirtschaft,For-

schung, Umwelt, Binnenmarkt). Bei den meisten Punk-
ten, wie etwa der Fortschreibung der Tierhaltungs-
bestimmungen, handelt es sich um Maßnahmen, die
ohnehin auf der Agenda der verschiedenen General-
direktionen stehen. Einzelne Maßnahmen werden aber
zusätzlich vorgeschlagen, zum Beispiel die Einführung
eines Tierschutzlabels oder die Einrichtung eines Euro-
päischen Zentrums für Tierschutz.

Zum Tierschutzlabel hat die EU-Kommission ver-
schiedene Studien durchgeführt und Symposien veran-
staltet, in deren Rahmen auch der Deutsche Tierschutz-
bund und die Allianz für Tiere in der Landwirtschaft
darlegen konnten, dass es nur um eine verpflichtende
Kennzeichnung gehen kann und dass nur Produkte aus-
gezeichnet werden dürfen, die besondere Tierschutz-
standards, weit oberhalb der EU-Vorschriften, einhalten
(27). Gegebenenfalls ist dazu auch ein Premium-Siegel
zu schaffen. An dieser Linie ist unbedingt festzuhalten,
auch wenn es innerhalb der Union – wie nicht anders zu
erwarten – Bestrebungen in Richtung einer freiwilligen
Kennzeichnung auf EU-Mindestniveau gibt.

Das Europäische Zentrum für Tierschutz soll als
Schnittstelle für Koordination, Sammlung und Aus-
tausch von Informationen über Forschung und Initiati-
ven im Bereich des Tierschutzes dienen. Die Bundes-
regierung hat Celle als Standort für diese Einrichtung
vorgeschlagen (28). In Celle war bislang das Institut für
Tierschutz und Tierhaltung der Bundesforschungs-
anstalt für Landwirtschaft (FAL) angesiedelt. Die FAL
wurde im Rahmen der Neuordnung der BMELV-Res-
sortforschung im Jahr 2008 aufgelöst. Das Institut für
Tierschutz, nunmehr unter dem Dach des „Friedrich-
Löffler-Instituts, Bundesforschungsinstitut für Tier-
gesundheit“, muss aus Rationalisierungsgründen nach
Mariensee/Mecklenhorst umziehen. Zurück bleiben in
Celle unter anderem Stallungen und Einrichtungen zur
Erprobung der Legehennenhaltung.

Hier will der Bund künftig den von Bundestag und
Bundesrat beschlossenen Tierschutz-TÜV unterbrin-
gen. Bislang existiert nur ein Gesetz, wonach ein Prüf-
verfahren für serienmäßig hergestellte Haltungssyste-
me, insbesondere zur Leghennenhaltung, eingeführt
werden soll (29). Ausführungsbestimmungen aber gibt
es noch nicht. Unter der Voraussetzung, dass nicht nur
für Legehennen, sondern auch für die Haltung anderer
landwirtschaftlich genutzten Tiere Prüfverfahren etab-
liert werden, die tatsächlich dem Tierschutz und nicht
industriellen Interessen dienen (30), wäre der Standort
Celle damit ein guter Anknüpfungspunkt, um tierge-
rechte Haltungsverfahren in ganz Europa durchzuset-
zen. Ziel muss aus Sicht des Tierschutzes in jedem Fall
eine tiergerechte Landwirtschaft in ganz Europa sein,
die alle Aspekte von der Zucht über die Haltung und den
Transport bis hin zur Schlachtung abdeckt.
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Offen bleibt, welche Voraussetzungen der Standort
Celle für andere Forschungsbereiche mitbringt.In Bezug
auf die Tierversuchsproblematik beispielsweise ist zu
klären, welchen spezifischen Beitrag Celle für eine bes-
sere Entwicklung, Prüfung und Verbreitung tierver-
suchsfreier Verfahren leisten kann und wie die Zusam-
menarbeit mit dem European Centre for the Validation of
Alternative Methods (ECVAM) in Ispra (Italien) zu ge-
stalten ist.Grundsätzlich abzulehnen ist ein direktes En-
gagement der Tierärztlichen Hochschule Hannover in
Celle.Auch unabhängig von der Bewerbung als Europäi-
sches Zentrum für Tierschutz ist geplant, dass die Hoch-
schule Einrichtungen in Celle übernimmt und dass sie
mit dem nach Mariensee/Mecklenhorst verlegten Insti-
tut für Tierschutz und Tierhaltung einen Forschungsver-
bund bildet – zunächst für den Bereich Geflügelhaltung.
Da davon auszugehen ist, dass die Hochschule auch
Drittmittel aus der Industrie erhält und ihre Unabhän-
gigkeit daher nicht gewährleistet ist, ist dies nicht akzep-
tabel. Ein Europäisches Zentrum für Tierschutz, auf das
die Hochschule Einfluss gewinnen könnte, muss genau
wie die beim Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (BMELV) angesiedelten Einrich-
tungen und Institute frei von Drittmittelforschung und
industriellem Einfluss sein.

Ausblick

Das Europäische Parlament hat den Aktionsplan der
EU-Kommission für den Schutz und das Wohlbefinden
von Tieren einhellig begrüßt (31). In einer Stellung-
nahme vom 12. Oktober 2006 hat das Parlament aber
zugleich deutlich gemacht, dass die EU im Tierschutz
noch weitergehen muss. Es hat die Kommission mit
656 Stimmen zu 29 Stimmen unter anderem aufgefor-
dert, die Haltung von Legehennen in Käfigen jeder 
Art zu verbieten, die betäubungslose Kastration von
Schweinen in ganz Europa zu unterbinden und tierge-
rechte Haltungsbestimmungen für Mastgeflügel zu er-
lassen. Darüber hinaus hat das Parlament die Kommis-
sion aufgefordert, sich künftig auch Tierschutzproble-
men anzunehmen, denen sich die Union bislang nicht
angenommen hat und die auch im Aktionsplan nicht
angesprochen sind. So soll die EU sich auch um den
Schutz von Heimtieren, Wild-, Zoo- und Zirkustieren
kümmern und Maßnahmen gegen Stierkämpfe ergrei-
fen (im Falle von Wild- oder Zootieren wohlgemerkt
aus Gründen des individuellen Tierschutzes, nicht auf-
grund internationaler Artenschutzabkommen oder ähn-
licher Vorschriften).

In all diesen Punkten würde es erheblich helfen,
wenn der Tierschutz in der EU als eigenständiges Poli-
tikfeld etabliert würde, das ebenso zielgerichtet zu opti-

mieren ist wie etwa die wirtschaftliche Entwicklung
Europas – und eben nicht nur als Randphänomen ande-
rer Politikbereiche. Der Tierschutzaktionsplan ist des-
halb konsequent in Richtung einer eigenständigen EU-
Tierschutzpolitik fortzuentwickeln. Dementsprechend
streitet der Deutsche Tierschutzbund gemeinsam mit
seinen Partnerorganisationen in der Eurogroup for Ani-
mals dafür, dass in der Einzelgesetzgebung die höchst-
möglichen Tierschutzstandards verwirklich werden,
dass der EU-Tierschutzaktionsplan über das Jahr 2010
hinaus fortgeführt und verbessert wird und dass der
Tierschutz mittelfristig als gleichwertig neben den übri-
gen Politikfeldern in den Unionsverträgen bzw. dem 
EG-Vertrag verankert wird.

Auf nationaler Ebene ist entscheidend,dass EU-Vor-
gaben nicht als bloße Verwaltungsakte „eins zu eins“ in
nationales Recht umgesetzt werden.Auf keinen Fall dür-
fen niedrige EU-Vorgaben genutzt werden, um national
erreichte Standards wieder abzubauen. Das Staatsziel
Tierschutz in Deutschland verpflichtet zu einem Mehr
an Tierschutz und auch dazu, mit gutem Vorbild voran-
zugehen und dadurch zum Schrittmacher für einen bes-
seren Tierschutz in der EU zu werden.
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Folgerungen & Forderungen

EU-Parlament und -Kommission sind aufgefordert, das
Tierschutzanliegen der großen Mehrheit der EU-Bevölke-
rung stärker als bisher in der Gesetzgebung zu berück-
sichtigen.
Die EU ist gefordert, zeitnah die bisherigen Regelungs-
lücken zu schließen und auch für Rinder, Milchkühe,
Puten und Mastkaninchen verbindliche Mindestanforde-
rungen für deren Haltung vorzuschreiben.
Die bestehenden Defizite bei Umsetzung und Vollzug gel-
tender EU-Vorschriften sind umgehend abzubauen.
Niedrige EU-Standards dürfen nicht dazu genutzt wer-
den, national erreichte Tierschutzstandards wieder ab-
zubauen.
Insgesamt ist innerhalb der EU das Tierschutzniveau bei
Zucht, Haltung, Transport und Schlachtung in den nächs-
ten Jahren deutlich zu erhöhen.
Der Tierschutzaktionsplan der EU-Kommission sollte über
2010 hinaus fortgeführt und verbessert werden. Insbe-
sondere das geplante Tierschutzlabel muss so ausgelegt
sein, dass es EU-weit verpflichtend ist und über eine
Kennzeichnung des EU-Mindestniveaus deutlich hinaus-
geht.
Tierschutz muss als eigenständiges Politikfeld – unter
stärkerem Mitspracherecht des EU-Parlaments – ausge-
baut und rechtlich verbindlich im EG-Vertrag festge-
schrieben werden.
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